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Bekanntmachung [1997 A] 
eines Beschlusses

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung 

der Arzneimittel-Richtlinie (AMR):
Anlage 12 – verordnungsfähige Medizinprodukte

Vom 19. März 2009

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 
19. März 2009 beschlossen, die Richtlinie über die Verordnung
von Arzneimitteln in der vertragsärztlichen Versorgung (Arz-
neimittel-Richtlinie) in der Fassung vom 31. August 1993 (BAnz.
S. 11155), zuletzt geändert am 18. Dezember 2008 (BAnz. 2009
S. 1187), wie folgt zu ändern:

I.
Die Anlage 12 wird über der Zeile zu der Produktbezeichnung
Dk-line® wie folgt ergänzt:

Befristung der 
Produkt- Verordnungs-
bezeichnung Medizinisch notwendige Fälle fähigkeit

Darmspülung Darmreinigung zur Vor- 30. November
HEXAL® bereitung einer Darm- 2010

spiegelung bei Patienten 
ab dem vollendeten 
12. Lebensjahr.

II.
Die Anlage 12 wird über der Zeile zu der Produktbezeichnung
EtoPril® wie folgt ergänzt:

Befristung der 
Produkt- Verordnungs-
bezeichnung Medizinisch notwendige Fälle fähigkeit

Dr. Deppe Darmreinigung zur Vor- 10. Juni 2012
EndoStar®- bereitung einer Darm-
Lavage spiegelung bei Patienten 

ab dem vollendeten 
12. Lebensjahr.

III.
Die Änderungen treten mit Wirkung vom 19. März 2009 in Kraft.
Gemäß Beschluss vom 18. Dezember 2008 zur Neufassung der
Arzneimittel-Richtlinie (Nummer IV) ist diese Änderung 
Bestandteil der neu gefassten Arzneimittel-Richtlinie.
Die tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf der Home-
page des Gemeinsamen Bundesausschusses unter www.g-ba.de
veröffentlicht.

Berlin, den 19. März 2009

Gemeinsamer Bundesausschuss
gemäß §91 SGB V

Der Vorsitzende
H e s s

■ Bundesministerium
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Bekanntmachung
der Verwaltungsvereinbarung

über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes
an die Länder nach Artikel 104b des Grundgesetzes

zur energetischen Sanierung von Schulen, 
Kindergärten, Sportstätten 

und sonstiger sozialer Infrastruktur 
in den Kommunen (VV Investitionspakt 2009)

vom 18. Dezember 2008/23. März 2009
Vom 31. März 2009

Nachstehend wird die Verwaltungsvereinbarung über die Ge-
währung von Finanzhilfen des Bundes an die Länder nach Arti-
kel 104b des Grundgesetzes zur energetischen Sanierung von
Schulen, Kindergärten, Sportstätten und sonstiger sozialer

Infrastruktur in den Kommunen (VV Investitionspakt 2009) vom
18. Dezember 2008/23. März 2009 bekannt gemacht (Anlage).

Berlin, den 31. März 2009
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Bundesministerium
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung

Im Auftrag
Dr. Jochen L a n g

Anlage

Verwaltungsvereinbarung
Investitionspakt 2009

über die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes
an die Länder nach Artikel 104b des Grundgesetzes 

zur energetischen Sanierung von Schulen, Kindergärten,
Sportstätten und sonstiger sozialer Infrastruktur 

in den Kommunen (VV Investitionspakt 2009)
vom 18. Dezember 2008/23. März 2009

Die Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung,

– nachstehend „Bund“ genannt –
und

die Bundesländer der Bundesrepublik Deutschland, vertreten
durch die für die Städtebauförderung zuständigen Minister/
Ministerinnen und Senatoren/Senatorinnen,

– nachstehend „Länder“/„Land“ genannt –
schließen folgende Vereinbarung:

Präambel
I. Nach Artikel 104b des Grundgesetzes kann der Bund den

Ländern Finanzhilfen für besonders bedeutsame Investi-
tionen der Länder und Gemeinden (Gemeindeverbände)
gewähren, soweit ihm nach dem Grundgesetz Gesetzge-
bungsbefugnisse zustehen. 
Dies ist für die Energieeinsparung in Gebäuden das Recht
der Wirtschaft – Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 des Grund-
gesetzes (GG). Die Gesetzgebungs- und damit Förderbefug-
nis des Bundes umfasst die energetischen Anforderungen
an diese Gebäude. Für Heizungsanlagen kommt die Kom-
petenz des Bundes zur Luftreinhaltung nach Artikel 74 Ab-
satz 1 Nummer 24 GG hinzu.
Für Maßnahmen in Stadterneuerungs- und Stadtumbauge-
bieten ergibt sich die Kompetenz des Bundes aus dem
Besonderen Städtebaurecht des Baugesetzbuchs (BauGB),
das auf dem Kompetenztitel für das Bodenrecht – Artikel 74
Absatz 1 Nummer 18 GG – erlassen worden ist; Schulen und
Kindergärten in durch Beschluss der Gemeinde festgelegten
Gebieten mit städtebaulichem Handlungsbedarf sind danach
förderfähige Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen (§148
Absatz 1 BauGB). Die Förderkompetenz erstreckt sich auf
die bauliche Änderung insgesamt, also auf die energetische
Erneuerung ebenso wie auf den Ausbau zur Stadtteil-Schule
und Quartiers-Kindergarten.

II. Energieeinsparung und Klimaschutz, Wachstum und Be-
schäftigung sowie die Förderung von Bildung und Familie
sind gemeinsame Anliegen von Bund, Ländern und Kom-
munen. Um diese Ziele gebündelt zu unterstützen, bildet
die energetische Erneuerung der sozialen Infrastruktur in
Kommunen einen zentralen Ansatzpunkt. 

III. Dieser Investitionspakt hat zum Ziel, unmittelbare oder mit-
telbare öffentliche Gebäude energetisch zu modernisieren.
Er setzt den Schwerpunkt bei der sozialen Infrastruktur in
Kommunen, weil dort ein großer Gebäudebestand mit ho-
hem Energieeinsparpotenzial besteht. Der Pakt wird ergänzt
um Bemühungen des Bundes und der Länder, die Energie-
effizienz in ihrem eigenen Gebäudebestand zu verbessern. 

IV. Bund und Länder stimmen darin überein, dass die Mittel
des Bund-Länder-Investitionspaktes vorrangig für Kommu-
nen in besonders schwieriger Haushaltslage verwendet wer-
den. Diese sind aus eigener Kraft nicht in der Lage, den in
den letzten Jahren aufgelaufenen Investitionsstau abzubauen.

V. Der Investitionspakt bündelt folgende Ziele:
– Klimaschutz durch Energieeinsparung und CO2-Minderung,
– Verstetigung der Baukonjunktur durch Förderung des ört-

lichen Mittelstandes,
– Sozial Investieren, insbesondere in Schulen, Kindergär-

ten, Turnhallen und Jugendeinrichtungen,




